
Epilepsie) nicht um eine andere Wohnung bemüht, so 
belästigt er damit den Vermieter in schuldhafter 
Weise“. Nach Ansicht dieses Gerichts handelt also 
derjenige schuldhaft, der dem Vermieter nicht den Ge
fallen erweist, auszuziehen. Diese Entscheidung wurde 
allerdings von vielen Vertretern aus Wissenschaft und 
Praxis kritisiert, da in ihr zu plump die Parteinahme 
des Staates für den Vermieter zum Ausdruck kommt.

Die Diskussionen bezüglich der Auslegung des § 2 
MSchG befassen sich daher in ihrer Mehrzahl mit der 
Forderung, bei der Prüfung des Tatbestandes der er
heblichen Belästigung ausschließlach auf die Unzumut
barkeit des Verhaltens des Mieters für den Vermieter 
abzustellen. Unter dem Verschulden im Sinne von 
§ 2 MSchG sei die Verursachung einer Unzumutbarkeit 
gegenüber dem Vermieter zu verstehen. Dieser Kon
zeption ist u. a. auch das Landgericht Göttingen48) ge
folgt. Nach Auffassung dieses Gerichts sind periodische 
Anfälle eines Hirnverletzten als erhebliche Wertminde
rung der Wohnung zu betrachten. Die Gefährdung oder 
die Beschädigung des Wohnraums brauche sich nicht 
auf die Substanz der Räume zu beziehen. Die Wert
minderung des Mietraums wird darin erblickt, daß 
durch anhaltenden, ruhestörenden Lärm — wenn auch 
unverschuldet verursacht — der Vermieter der Gefahr 
ausgesetzt wird, wegen der Nichtgewährung des ver
tragsgemäß störungsfreien Gebrauchs der Mietsache 
von den anderen Mietern wegen Mietzinsminderung 
und wegen sonstiger Gewährleistungsrechte in An
spruch genommen zu werden.

Um dem Wunsche des Vermieters nach Befreiung 
-von einem „lästigen“ Mieter auch dann gerecht zu wer
den, wenn der Vermieter aus bestimmten Gründen 
nicht als Kläger in Erscheinung treten will, bedienen 
sich viele Gerichte des Rechtsinstituts der gewillkürten 
Prozeßstandschaft49). Der Vermieter ermächtigt einen 
seiner Mieter, gegen einen anderen Mieter in eigenem 
Namen eine Mietaufhebungs- und Räumungsklage zu 
führen. Die Zulässigkeit einer solchen gewillkürten 
Prozeßstandschaft wird dann bejaht, wenn der Er
mächtigte auch eigene Klageinteressen geltend macht. 
Die Vereinbarung einer gewillkürten Prozeßstand
schaft für die Geltendmachung eines Mietaufhebungs
anspruchs verstößt jedoch gegen Ziel und Zweck des 
Mieterschutzes.

Auch zur Frage der Mietaufhebung wegen dringen
den Eigenbedarfs findet die Mietrechtsprechung neue 
Wege zur Sicherung der Vorzugsstellung des Ver
mieters. Das Amtsgericht Freiburg bejaht das Vorliegen 
dringenden Eigenbedarfs dann, wenn die Existenz des 
auf die Untervermietung angewiesenen Vermieters 
dadurch „gefährdet“ wird, daß „der Untermieter sich 
auf die Höchstpreise gemäß Preisanordnung Nr. 111/47 
beruft und dadurch eine für den Vermieter empfind
liche Mietsenkung herbeiführt“50). Diese Entscheidung 
soll dem Vermieter die Möglichkeit verschaffen, die 
Wohnung an einen zahlungskräftigeren Untermieter zu 
vermieten.

In der Regel wird der Eigenbedarf dann bejaht, wenn 
der Kläger ein Eigeninteresse nachweisen kann. Dieses 
Eigen interesse liege bereits dann vor, wenn der Wohn- 
raum für die Unterbringung unterhaltsbedürftiger Ver
wandtet benötigt wird51).

In diesem Zusammenhang sei auf ein Urteil ver
wiesen, das sich mit der Mietaufhebung in bezug auf 
eine von der Besatzungsmacht beschlagnahmte 
Wohnung befaßt. Obschon der Vermieter infolge der 
Beschlagnahme seine Befugnis, diese Räume zu nutzen 
und über sie zu verfügen, und damit auch die Befug
nis, hinsichtlich dieser Räume einen Prozeß zu führen, 
verloren hat, bejaht das Amtsgericht München das 
Rechtsschutzbedürfnis für eine auf die Zukunft ge
richtete Mietaufhebungsklage. Das Rechtsschutzbedürf
nis für die Erhebung einer solchen Eigenbedarfsklage 
wird darin erblickt, daß der Vermieter (der zum Zeit
punkt der Klageerhebung gar nicht mehr Vermieter

48) Mitgeteilt von Mohr, „Das Problem der schuldlos verur
sachten Belästigung im Sinne von § 2 MSchG“, in NJW 1954, 
Seite 943.

49) vgl. Domnich in NJW 1954 S. 1589; LG Göttingen in ZMR 
1953 S. 123; LG Bad Kreuznach in MDR 1955 S. 553.

50) MDR 1953 S. 864.
51) so LG Tübingen in MDR 1954 S. 617.

ist!) „jetzt schon das Schicksal des Mietverhältnisses zn 
klären beabsichtige, damit er im Falle der Freigabe der 
Mietwohnung durch die Besatzungsmacht durch ein 
dann noch bestehendes Mietverhältnis nicht beschränkt 
und an dem Bezug der Wohnung nicht gehindert 
werde“52 53).

Es erscheint nicht gewagt, zu behaupten, daß gerade 
durch die Auslegungspraxis vieler westdeutscher Ge
richte der Mieterschutz geradezu in einen Vermieter
schutz verwandelt wird. Auch auf dem Gebiet der 
Zwangsvollstreckung sucht die Rechtsprechung neue 
Wege, um die Rechtsposition des Vermieters weiter aus
zubauen. Der Beschluß des Landgerichts Braunschweig 
vom 22. Mai 1954 erklärt die Vollstreckung eines gegen 
den Ehemann ergangenen Räumungsurteils auch gegen 
die nicht mitverurteilte Ehefrau für zulässig58). Nach 
Auffassung dieses Gerichts leitet die Frau ihr Woh
nungsbesitzrecht von ihrem Ehemann ab. Daher müsse 
die Ehefrau das gegen den Ehemann ergangene 
Räumungsurteil gegen sich gelten lassen. Das Amts
gericht Delmenhorst vertritt die Ansicht, daß die Ehe
frau selbst durch ihre Unterschriftsleistung noch nicht 
Mietvertragspartei geworden sei. Ihr wird lediglich die 
rechtliche Stellung eines Besitzdieners cingeräumt. 
Trotz der Gleichberechtigung der Geschlechter seien 
Aufgabe und Stellung von Mann und Frau im Rahmen 
der Familie auf Grund natürlicher Veranlagung ver
schieden. Regelmäßig obliege dem Mann äußerlich die 
Vertretung der Familieninteressen, der Frau hingegen 
die häusliche Betreuung der Familie. Daher sei auch 
ein besonderer Titel gegen die Frau nicht erforder
lich54). — Diese Entscheidung verletzt in ihrer unhalt
baren Argumentation den in Art. 3 des Bonner Grund
gesetzes festgelegten Grundsatz der Gleichberechtigung 
von Mann und Frau.

Angesichts der Schwierigkeiten in der Versorgung 
der Bevölkerung mit Wohnraum müssen die Räumungs
gläubiger oft längere Zeit auf die Vollstreckung aus 
dem Räumungstitel warten. Dies ist vor allem dann 
der Fall, wenn in einem Räumungsvergleich der Mieter 
die Räumung davon abhängig gemacht hat, daß ihm 
angemessener Ersatzraum in einem bestimmten Stadt
teil zur Verfügung gestellt wird.

Das Landgericht Bielefeld hat einer von einem Ver
mieter erneut eingereichten Räumungsklage stattge
geben, obschon ein in der gleichen Sache geschlossener 
gerichtlicher Vergleich vorlag. Das Gericht bejahte das 
Rechtsschutzbedürfnis für eine neue Eigenbedarfsklage, 
da sich der Eigenbedarf nach Abschluß des Vergleichs 
weiterhin verschärft habe. Diese, auf Grund der Kon
zeption von dem Wegfall der Geschäftsgrundlage er
gangene fehlerhafte Entscheidung stimmt mit einem 
Urteil des Landgerichts Osnabrück vom 10. Juni 1952 
überein, bis auf den bedeutungslosen Unterschied, daß 
das Gericht nicht auf Mietaufhebung, sondern auf die 
Verurteilung des Mieters zur Einwilligung in die Be
seitigung der Ersatzraumklausel erkannte. Nach Ansicht 
dieses Gerichts genügt bereits eine Erschütterung der 
Geschäftsgrundlage für die Erhebung einer solchen 
Klage. Als Erschütterung der Geschäftsgrundlage wird 
die Verschlechterung der Räumungsaussichten unter 
den Vergleichsbedingungen angesehen55 56 *).

Wie sehr sich die Rechtsprechung bemüht, den 
Räumungsanspruch der Vermieter auch unter Er
messensmißbrauch durchzusetzen, läßt der Beschluß 
des OLG Hamm vom 25. August 1954 erkennen50). In 
der Begründung des Beschlusses wird die Auffassung 
vertreten, daß dem Räumungsschuldner, der nach § 30 
Abs. 1 Satz 2 des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes 
wegen besonders dringenden Bedarfs des Gläubigers 
nur Anspruch auf eine ausreichende, zumutbare Unter
bringung hat, die zeitweilige Trennung von wesent
lichen Stücken seines Hausrates zuzumuten sei. Mit 
dieser, dem Prinzip des Vollstreckungsschutzes hohn
sprechenden Entscheidung hat das Gericht seine Er
messensbefugnis gröblichst verletzt.

52) MDR 1955 S. 552.
53) Zeitschrift für Ehe und Familie 1954 S. 187.
54) NJW 1954 S. 1688; MDR 1955 S. 229.
55) NJW 1952 S. 1262; NJW 1954 S. 276.
56) Justizministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen

1954 S. 270.
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